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BUNDESGERICHTSHOF 
 

IM NAMEN DES VOLKES 
 

URTEIL 

6 StR 541/23 
 

vom 

21. Februar 2024 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

  

 

 

 

 

wegen besonders schwerer sexueller Nötigung u.a. 
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Der 6. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat in der Sitzung vom 21. Feb- 

ruar 2024, an der teilgenommen haben: 

Vorsitzender Richter am Bundesgerichtshof Prof. Dr. Sander, 

Richter am Bundesgerichtshof Dr. Feilcke, 

Richter am Bundesgerichtshof Dr. Tiemann, 

Richterin am Bundesgerichtshof von Schmettau, 

Richter am Bundesgerichtshof Arnoldi 

     als beisitzende Richter, 

Oberstaatsanwältin beim Bundesgerichtshof  

     als Vertreterin des Generalbundesanwalts, 

Rechtsanwalt  

     als Verteidiger, 

Amtsinspektorin  

     als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle, 
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für Recht erkannt: 

 
Auf die Revision der Staatsanwaltschaft wird das Urteil des Land-

gerichts Göttingen vom 14. Juni 2023 im Strafausspruch aufgeho-

ben. 

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung 

und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmittels, an eine 

andere Strafkammer des Landgerichts zurückverwiesen. 

- Von Rechts wegen - 

 

Gründe: 

 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen besonders schwerer sexuel-

ler Nötigung in Tateinheit mit Körperverletzung unter Einbeziehung einer im  

Mai 2023 gegen ihn verhängten Strafe zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von fünf 

Jahren und einem Monat verurteilt und eine in dem früheren Urteil getroffene 

Einziehungsentscheidung aufrechterhalten. Dagegen richtet sich die auf den 

Strafausspruch beschränkte Revision der Staatsanwaltschaft mit der Sachrüge. 

Das vom Generalbundesanwalt vertretene Rechtsmittel hat Erfolg. 

1. Nach den Feststellungen hatte sich der Angeklagte über eine Internet-

plattform mit der Zeugin R.              für ein Wochenende in seiner Wohnung ver-

abredet, um gegen Zahlung von 10.000 Euro diverse sexuelle Handlungen an ihr 

vorzunehmen; tatsächlich war er zu der Zahlung weder bereit noch in der Lage. 
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Obwohl er ihr das Geld absprachewidrig nicht vorab gab, ließ R.             zunächst 

sexuelle Handlungen über sich ergehen. Als sie anschließend darauf bestand, 

das Geld ausgehändigt zu bekommen, bedrohte der Angeklagte sie mit einem 

Küchenmesser, das er ihr direkt vor das Gesicht hielt, um sie zur Duldung weite-

rer sexueller Handlungen zu zwingen. Er forderte die unbekleidete Zeugin wie-

derholt auf, sich bäuchlings auf das Bett zu legen und ihre Beine zu spreizen, 

was sie schließlich aus Angst tat, nachdem er die Schneide des Messers gegen 

ihren Hals gedrückt hatte. Dann legte er das Messer zur Seite und strich mit ei-

nem Finger Creme um ihren Darmausgang, was sie unter dem Eindruck der vo-

rangegangenen Bedrohung duldete. Als sie ihn aufforderte aufzuhören und er 

kurz von ihr abließ, versuchte sie aufzustehen, indem sie sich aufrichtete und auf 

die Bettkante setzte. Der Angeklagte stieß sie jedoch zurück, so dass sie wieder 

nach hinten auf das Bett fiel und Schmerzen im Bereich der Schulter erlitt. An-

schließend richtete sie sich erneut auf und sagte, dass sie sein Geld nicht haben, 

sondern gehen wolle. Daraufhin nahm der Angeklagte das Messer wieder an 

sich, hielt die Schneide an ihre linke Brust und drohte, ihre Brüste abzuschneiden, 

falls sie nicht tue, was er sage. Sie versuchte, das Messer von sich wegzudrü-

cken, was ihr aber nicht gelang. Nachdem er ihr nochmals mit der Anwendung 

von Gewalt gedroht hatte, ergriff er eine Rolle „Panzertape“, um sie zu fesseln, 

und forderte sie auf, ihre Hände auf den Rücken zu legen. Aus Angst, dem An-

geklagten im Falle ihrer Fesselung schutzlos ausgeliefert zu sein, geriet R.     

       in Panik. Es gelang ihr schließlich, ihm mit dem Fuß zwischen die Beine zu 

treten, worauf er sie mit beiden Händen so stark würgte, dass sie Luftnot bekam 

und Schmerzen im Bereich des Kehlkopfes erlitt. Er fragte sie, ob ihr das jetzt 

gefalle, worauf sie ihm so stark in die Nase biss, dass er nicht unerheblich blutete. 

Zugleich stieß und trat sie ihn von sich, so dass er mit dem Rücken gegen den 

Wohnzimmertisch fiel. Diese Situation nutzte sie aus, um zu fliehen. 
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Das Landgericht hat der Strafzumessung den Strafrahmen des § 177  

Abs. 8 StGB zugrundegelegt. Das Vorliegen eines minder schweren Falles der 

besonders schweren sexuellen Nötigung im Sinne des § 177 Abs. 9 StGB hat es 

nach einer Gesamtabwägung rechtsfehlerfrei verneint. Dabei hat es zugunsten 

des Angeklagten berücksichtigt, dass die Tat bereits zwei Jahre und acht Monate 

zurücklag und er im Tatzeitpunkt noch nicht vorbestraft war, zudem die Verfah-

rensdauer von mehr als zwei Jahren und die besondere Strafempfindlichkeit des 

Angeklagten als „Erstverbüßer“. Strafmildernd hat es darüber hinaus gewertet, 

dass die Geschädigte keine lang anhaltenden Schmerzen und keine psychischen 

Folgeschäden erlitt. Zum Nachteil des Angeklagten hat das Landgericht demge-

genüber bedacht, dass sie seinen Einwirkungen über einen längeren Zeitraum 

ausgesetzt war, dass er durch das Stoßen und Würgen in mehrfacher Form Ge-

walt gegen sie anwandte und tateinheitlich zwei Straftatbestände sowie zwei 

Qualifikationstatbestände im Sinne des § 177 Abs. 5 StGB verwirklichte. Unter 

Bezugnahme auf diese Erwägungen hat das Landgericht sodann innerhalb des 

Regelstrafrahmens ohne weitere Begründung auf die Mindestfreiheitsstrafe von 

fünf Jahren erkannt und unter Einbeziehung der im Mai 2023 gegen den Ange-

klagten verhängten Geldstrafe von 60 Tagessätzen die Gesamtfreiheitsstrafe von 

fünf Jahren und einem Monat gebildet. 

2. Dagegen wendet sich die Staatsanwaltschaft zu Recht. 

Die Strafzumessung ist grundsätzlich Sache des Tatgerichts. Es hat die 

wesentlichen entlastenden und belastenden Umstände festzustellen, zu bewer-

ten und gegeneinander abzuwägen. Ein Eingriff des Revisionsgerichts kommt 

nur in engen Grenzen in Betracht (st. Rspr.; vgl. etwa BGH, Urteile vom 24. Au-

gust 1982 – 1 StR 435/82, NStZ 1982, 464, 465; vom 27. Juli 1988  

– 3 StR 273/88, BGHR StGB § 46 Abs. 1 Beurteilungsrahmen 3). Dies ist unter 
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anderem dann der Fall, wenn dem Tatgericht Abwägungsfehler unterlaufen sind 

und das gefundene Ergebnis deshalb nicht mehr vertretbar ist (vgl. BGH, Be-

schluss vom 5. Mai 2011 – 1 StR 116/11, NStZ 2012, 162, 163; vom 28. Ju- 

ni 2022 – 6 StR 511/21, NStZ-RR 2022, 342, 343; Schäfer/Sander/van Gemme-

ren, Praxis der Strafzumessung, 6. Aufl., Rn. 1530). So verhält es sich hier. 

In Anbetracht der vom Landgericht als erheblich strafschärfend gewerte-

ten Umstände entbehrt die Verhängung der Mindeststrafe einer tragfähigen Be-

gründung. Die Mindeststrafe ist zwar nicht nur denkbar leichtesten Fällen vorbe-

halten; auf sie darf auch erkannt werden, wenn Strafzumessungsgesichtspunkte 

vorliegen, die den Angeklagten belasten (vgl. BGH, Urteile vom 21. Dezem- 

ber 1983 – 3 StR 437/83, NStZ 1984, 359; vom 27. Juli 1988 – 3 StR 273/88, 

aaO). Dies setzt aber – wie bei der Verhängung der Höchststrafe (vgl. BGH Urteil 

vom 15. Dezember 1982 – 2 StR 619/82, NStZ 1983, 268, 269) – eine einge-

hende Begründung und Abwägung der wesentlichen für und gegen den Ange-

klagten sprechenden Umstände voraus (vgl. BGH, Urteile vom 17. Novem- 

ber 1983 – 4 StR 617/83, NStZ 1984, 117; vom 23. Februar 1989 – 4 StR 8/89, 

BGHR StGB § 46 Abs. 1 Beurteilungsrahmen 7). 

Diesen Anforderungen werden die Urteilsgründe nicht gerecht. Ihnen lässt 

sich nicht entnehmen, aufgrund welcher Erwägungen das Landgericht innerhalb 

des Regelstrafrahmens trotz der den Angeklagten erheblich belastenden Fakto-

ren die Mindeststrafe für schuldangemessen gehalten hat. 
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3. Im Hinblick auf den Strafausspruch bedarf die Sache deshalb neuer 

Verhandlung und Entscheidung. Die zugehörigen Feststellungen sind ausweis-

lich der Revisionsbegründung nicht angefochten. Sie können durch ihnen nicht 

widersprechende ergänzt werden. 

Sander Feilcke Tiemann 

 von Schmettau  Arnoldi 

 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Göttingen, 14.06.2023 - 9 KLs 703 Js 42116/20 (4/23) 
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